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Deutscher Marshallplan für Afrika
Afrika wird dieses Jahr auf die internationale Agenda
gehoben, doch wieder einmal, ohne die Länder
einzubeziehen.

Das Jahr 2017 wird eine Vielzahl an für Afrika relevanten Gipfeltreffen
und Initiativen sehen. Beim G20-Gipfel im Juli soll ein Pakt mit Afrika
beschlossen werden, im November folgt das EU-Afrika-Gipfeltreffen.
Am 18. Januar hat das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) eine lange angekündigte
Strategie für die Zusammenarbeit mit Afrika vorgestellt, die nicht
weniger als eine neue Form der Partnerschaft verspricht. Was ist von der
aktuellen afrikapolitischen Agenda zu erwarten?

Den Auftakt der diesjährigen afrikapolitischen Diskussion macht die
staatliche Entwicklungszusammenarbeit. Wie der Untertitel „Eckpunkte
für einen Marshallplan mit Afrika “ des neuen Grundlagendokuments
des BMZ schon besagt, soll Großes geleistet werden. Nicht weniger als
eine neue Form der Partnerschaft ist vorgesehen. Der Plan nennt viele
Schwerpunkte, im Kern geht es jedoch um eine Ausweitung der
Entwicklungsfinanzierung. Diese wird an sogenannte
Reformpartnerschaften geknüpft, mit denen sich die
Entwicklungszusammenarbeit mit finanziellen Anreizen auf
reformbereite Länder konzentrieren soll. Diese Akzentuierung dürfte
einhergehen mit den zu erwartenden Beschlüssen des G20-Gipfels am 7.
und 8. Juli in Hamburg, der mit einem „Compact with Africa“ vor allem
die Rahmenbedingungen für Investitionen in Afrika, also letztlich die
Verbindung von Außenwirtschaftsförderung und
Entwicklungszusammenarbeit, verbessern will.

Die Beziehung zu den Staaten Afrikas auf die internationale Agenda zu
heben, ist begrüßenswert. Dadurch können sich Spielräume ergeben, um
Dinge zu verändern. Die Staaten Afrikas im globalen Ordnungsrahmen
nicht nur mitzudenken, sondern konkrete politische Angebote zu
formulieren, beispielswiese einen afrikanischen Sitz im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen, ist notwendig und entspricht der de facto
gestiegenen Rolle des Kontinents auf der Weltbühne. Die gegenwärtige
Motivation, dem afrikanischen Kontinent so viel Aufmerksamkeit zu
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schenken, rührt in Deutschland jedoch von der Diskussion über Flucht
und Migration her. Es ist ein innenpolitischer Handlungsdruck in
Deutschland entstanden, der Afrika auf die globale Agenda bringt,
international jedoch nicht überall geteilt wird.

Widersprüche zwischen Zielen und
aktueller Politik
Ein genauer Blick auf diesen Auftakt des „Afrika-Jahres“ lohnt sich;
manch eine Forderung im „Marshallplan“ überrascht: Visa-
Erleichterungen für Afrikaner und einfacherer Zugang zu legaler
Migration, faire Handelspartnerschaft, die Einhaltung sozialer,
ökologischer und menschenrechtlicher Standards in den
Handelsbeziehungen, zuletzt gar der Abbau wettbewerbsverzerrender
Agrarsubventionen sowie ein gemeinsamer afrikanisch-europäischer
Markt werden gefordert. Dies ist bemerkenswert, die Ideen fairer
Handelspartnerschaft und legaler Migrationsmöglichkeiten werden von
Experten schon lange gefordert. Leider findet man im Marshallplan
Widersprüche zwischen diesen hehren Zielen und der konkreten
Umsetzung. Viele Zielkonflikte bleiben ungelöst, denn der Marshallplan
versucht, vielfältige politische Ziele unmittelbar mit der aktuellen Politik
zu verknüpfen, was nicht gelingt.

So stehen ein gemeinsamer Markt und bessere Möglichkeiten zur legalen
Migration komplett im Widerspruch zu den im Plan genannten
Migrationspartnerschaften, die Europa aktuell mit einzelnen
afrikanischen Staaten beschließt. Diese dienen vornehmlich dazu,
Freizügigkeit einzuschränken. Ebenso ist es nicht plausibel, Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit in Reformpartnerschaften einzufordern,
gleichzeitig autoritäre Länder wie Ägypten und Togo beispielhaft als
reformorientiert zu nennen. Die Förderung fairen Handels und lokaler
Wertschöpfungsketten in Afrika klingen gut, doch werden die
maßgeblichen Hebel zur Umsetzung, beispielsweise eine staatliche
Industriepolitik, nicht einmal genannt. Die hier zu erkennenden
Zielkonflikte zwischen einzelnen Politikfeldern und die Widersprüche
zwischen Ziel und Umsetzung bedürfen kohärenter Antworten, die im
Marshallplan zugunsten einer „Big Push“-Rhetorik nicht geliefert
werden. Es droht stattdessen die Verengung der Afrika-Politik auf
bestimmte Politikfelder, vor allem ohne die Außen- und
Sicherheitspolitik im Rahmen eines stringenten Handlungsansatzes
einzubeziehen.

Entwicklungspolitisch wird man sich zudem vom Geber-Nehmer-
Denken nicht verabschieden, solange die angedachten
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Reformpartnerschaften als wesentlichen Hebel Mittelflüsse und sichere
Investitionsbedingungen vorsehen. Doch selbst wenn die Intention
stimmte: Mit den aktuellen Migrationspartnerschaften, die genauso wie
die <link kommentar artikel ein-binnenmarkt-fuer-
afrika-1713>Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (Economic
Partnership Agreement – EPA) der EU mit Afrika vor allem ein
Instrument europäischer Interessenpolitik sind, wird man die
afrikanischen Partner eher vergrätzen. Ein Marshallplan, der in einem
einzelnen Ministerium entwickelt wird, ohne Abstimmung mit den
afrikanischen Partnern, geschweige denn den europäischen Nachbarn,
kann eigentlich kein Partnerschaftsangebot sein.

Neue Formen der Partnerschaft zwischen Europa und Afrika müssen
politisch sein und weit über die Idee von Wirtschaftspartnerschaft und
Entwicklungszusammenarbeit hinausgehen. In Zeiten globaler
Umbrüche muss im Kern eines Angebots für eine Partnerschaft mit
Afrika für unser demokratisches Gesellschaftsmodell geworben werden.

G20 – Neue Anstöße, doch keine neue
Partnerschaft
Im Unterschied zum Marshallplan, einem Debattendokument, das per se
kaum strukturbildende Wirkung für politische Prozesse haben wird,
besteht beim Gipfeltreffen der G20 die konkrete Möglichkeit, einen
Beitrag zu einer verbesserten Wirtschaftszusammenarbeit mit Afrika zu
leisten. Dass sich die G20 mit Afrika befasst, hat schon eine gewisse
Tradition. Auf dem letzten <link kommentar artikel chinesische-
medizin-oder-chinesischer-virus-1601>Gipfel im September 2016 wurde
im chinesischen Hangzhou eine industriepolitische Initiative für Afrika
beschlossen. Mit dem geplanten „Compact with Africa“ soll Afrika nun
nicht mehr nur in der „G20 Development Working Group“ diskutiert,
sondern umfassender behandelt werden.

Nach jetzigem Diskussionstand ist zu erwarten, dass das Ergebnis ein
Arrangement für bessere Rahmenbedingungen für Investitionen in
Afrika und eine verbesserte Wirtschaftskooperation sein wird und dass
Anregungen zur Fragen der Entwicklungsfinanzierung, der Regulierung
illegaler Finanzströme und – bedingt – zu den Fragen wirtschaftlicher
Transformation des afrikanischen Kontinents entwickelt werden.
Zudem können beim Gipfel auch durch begleitendes
zivilgesellschaftliches Engagement positive Anstöße für einzelne Themen
erzielt werden. Doch neue Formen der Partnerschaft wird es auch durch
den G20-Gipfel nicht geben, denn ohne die Einbindung afrikanischer
Partner, die im Club mit Ausnahme von Südafrika nicht vertreten sind,
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kann man keine Akzente für eine neue Partnerschaft setzen.

Die anstehende afrikapolitische Agenda zeigt, dass eine Lösung globaler
Probleme nicht mehr ohne die Berücksichtigung Afrikas gedacht wird –
dies ist ein großer Schritt nach vorn. Das Gipfeltreffen zwischen der
Europäischen Union und Afrika im November – dort werden die
Staaten Afrikas im Unterschied zum G20-Gipfel anwesend sein –  wird
ein Gradmesser dafür sein, wie die neuen Ideen auf afrikanischer Seite
wahrgenommen werden.

Manfred Öhm
Berlin

Dr. Manfred Öhm ist Leiter des Referates Subsahara-Afrika der
Friedrich-Ebert-Stiftung. Er war zuvor als Landesvertreter in Sudan und

Mosambik.
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carlo parisel schrieb am 31.01.2017

ein begrüssenswerter beitrag! Marshallplan hin oder
her....mir scheint hier wenig differnzierung zugrunde zu
liegen. ohne politik-dimension wird man in afrika
KEINE echte, partnerschaftliche hilfe realisieren
können! die aktuellen auseinadersetzungen in dem
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kontinent und seiner diversen regionen zeigt das über
deutlich,.ich denke, man sollte sich einige regionen genau
ansehen und dann dort, wie etwa in der EAC,
europäische politik , wie die menschen sie dort brauchen,
realisieren....innerhalb der SPD wird das wohl ein
beherrschendes thema im FORUM EINE WELT sein
müssen

Hinrich Kuessner schrieb am 31.01.2017

In Afrika zu investieren und damit nachhaltige
Arbeitsplätze zu schaffen, das ist zwingend notwendig.
Schul- und Berufsausbildung haben sich in vielen
Ländern verbessert. Aber sie führen oft ins Leere, weil es
keine entsprechenden Arbeitsplätze gibt. Wenn es hier
nicht zu Änderungen kommt, werden immer mehr junge
Leute sich auf den Weg nach Europa machen. Und
deutsche Außenpolitik darf nicht, wie im Artikel
angesprochen, autoritäre Regierungen wie in Togo
unterstützen. Zivilgesellschaft, Gewerkschaften und
Oppositionsparteien müssen gestärkt werden. Skandalös
ist es, wie das Auswärtige Amt noch vor kurzer Zeit mit
dem Präsidentschaftskandidaten der Opposition
umgegangen ist. Man hat ihm in Berlin zu verstehen
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gegeben, dass seine Kandidatur sinnlos ist.

Prof.Dr. Hans F. ILLY, Freiburg i.Br. schrieb am
31.01.2017

Ein weitgehend gelungener Beitrag mit manchen guten
Argumenten, Gratulation !
Der BMZ-Marshallplan sagt immerhin, dass es in Afrika
viel zu viele korrupte Eliten gibt. Was bedeutet dies aber
für eine Politische Stiftung wie die FES ? Was sind die
Früchte des "demokatischen Gesellschaftsmodells ", das
auch sie über viele Jahre ihren afrikanischen Partnern
angeboten hat ? Der Verfasser, ein Politikwissenschaftler,
geht darauf leider nicht mit einem Satz ein. Bitte
umgehend und gründlich nachholen !

Peter Christian schrieb am 31.01.2017

Deutschland kann nicht alleine "die Welt retten!" Hier
muss die internationale Gemeinschaft viel deutlicher zur
Hilfe Afrikas aufgefordert werden. Und, es muss zur
Kenntnis genommen werden, dass die Probleme Afrikas
zur Hälfte hausgemachte sind. Auch das muss in die
Hilfe zur Selbsthilfe mit eingebaut werden.
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Franck Talk II schrieb am 01.02.2017

Déjà lu, déjà vu. Ex Germania semper aliquid novi, sed
nihil novi sub sole .
Warum ein Marschallplan und nicht ein Willy
Brandtplan, ein Gerd Schröderplan? Aber hat
Deutschland Geld dafür? Adios Soros und seine
Buntrevolutionen. Adios die deutsche politische
Stiftungen. Ehrlich gesagt, unter Trump muß
Deutschland (mit seinem Trumpbashing) mini
Brötschen backen. " ...konkrete politische Angebote zu
formulieren, beispielswiese einen afrikanischen Sitz im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen": Umfug hoch
drei. Was ist mit Deutschland? D ist ein Störfaktor. Die
EU ist ein Störfaktor. D und die EU können nicht mit
China, Türkei, Brasil, Indien in Afrika mithalten.

Klaus schrieb am 02.02.2017

Mit dem "Marschall-Plan" hat sich das BMZ schwer
verhoben. Es handelt sich eher um eine gut gemeinte,
aber planlose, offensichtlich innerhalb der Regierung mit
AA, BMWi und BMF kaum abgestimmte und teilweise
widersprüchliche Aneinanderreihung von Ideen. Es ist



8/8

aber zu begrüßen, dass Wille zum Wandel an einigen
Stellen aufscheint. Vielleicht gelingt es, bessere
Rahmenbedingungen für Investitionen in Afrika und
eine verbesserte Wirtschaftskooperation zu schaffen.
Sollte mich aber wundern, wenn es gelingen sollte, mit
allen im Marschall-Plangenannten Anstrengungen in den
nächsten Jahren mehr als ca. 100.000 wirtschaftlich
sinnvolle Arbeitsplätze in Afrika zu schaffen, bei einem
Bedarf von 20 Mio. pro Jahr. Trotzdem sollten wir es --
gemeinsam mit afrikanischen Partnern-- versuchen.

Zum Seitenanfang


